Künstliche Intelligenz und Grundbuch: Lässt sich der öffentliche Glaube automatisieren?
Von Étienne Campiche, Rechtsanwalt in Lausanne, CAS Recht und Künstliche Intelligenz

Auf den ersten Blick haben das Grundbuch und die künstliche Intelligenz nichts gemeinsam. Auf der Vertrauensskala befinden sie sich an zwei Extremen. Das Grundbuch gewährleistet Rechtssicherheit (Art. 973 ZGB) dank einer klaren und transparenten Funktionsweise, während künstliche Intelligenz oft als „Black Box“ wahrgenommen wird, deren Funktionsweise man nicht versteht und deren Ergebnisse man nicht auf ihre Zuverlässigkeit hin überprüfen kann.
Man könnte daher intuitiv annehmen, dass künstliche Intelligenz keine für das Grundbuch geeignete Technologie ist. 
Dies gilt umso mehr, als es kein zentrales Grundbuch für die gesamte Schweiz gibt. Der Bund übt zwar die Oberaufsicht aus, doch sind es die Kantone, die die Register führen, die Ämter organisieren, die Bezirke festlegen und gemäss Art. 955 ZGB für Schäden haften, die aus einer fehlerhaften Führung des Grundbuchs resultieren. Die Kantone entscheiden zudem, ob das Register in Papierform oder digital geführt wird. Im Falle einer Digitalisierung ist eine Bewilligung des Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartements erforderlich (Art. 949a Abs. 1 ZGB).
Diese institutionelle Architektur hat zwei Konsequenzen. Die erste ist, dass das Schweizer Grundbuch kein monolithisches, zentralisiertes und in seinem täglichen Betrieb einheitliches System ist. Die zweite ist, dass jede Überlegung zur Anwendung von KI im Grundbuch in einem föderalistischen Rahmen erfolgen muss, der in seiner Organisation heterogen, aber rechtlich vereinheitlicht ist.
In diesem Zusammenhang kommt der KI dennoch eine Rolle zu. Sie darf jedoch nicht als Instrument betrachtet werden, das bestehende Prozesse ersetzen wird, sondern vielmehr als Instrument, das zu deren Verbesserung beitragen kann.
Die Zukunft liegt nicht in der Automatisierung des öffentlichen Glaubens, sondern in der kontrollierten Erweiterung der menschlichen Fähigkeiten zur Führung eines Registers, das den öffentlichen Glauben geniesst.
Dies bedeutet beispielsweise eine Stärkung der Fähigkeiten zum Lesen, Recherchieren, Strukturieren, Melden und Kontrollieren; jedoch weder eine Ersetzung der rechtlichen Entscheidung noch eine Verwässerung der institutionellen Verantwortung.
Die Frage ist, unter welchen Bedingungen eine Verwaltung, deren Aufgabe es ist, die hohe Zuverlässigkeit des Registers zu gewährleisten, probabilistische Instrumente integrieren kann, ohne die Rechtssicherheit zu gefährden, deren Gewährleistung ja gerade ihre Aufgabe ist.
Um diese Frage zu beantworten, werde ich zunächst auf das Grundbuch als institutionelle Vertrauensinfrastruktur zurückkommen.
Anschliessend werde ich in stark vereinfachter Form erläutern, was KI in dem Sinne ist, wie wir sie heute verstehen, bevor ich das Aufkommen dieser Technologie in einen Kontext stelle.
Anschliessend werde ich realistische und nützliche Anwendungsfälle vorstellen.
Anschliessend werde ich die Grenzen, Risiken und rechtlichen Schutzvorkehrungen untersuchen. 
Bevor ich zum Schluss komme, werde ich kurz auf ein weiteres Problem im Zusammenhang mit KI eingehen: die hochgradig raffinierte Fälschung von Urkunden und Dokumenten, was im Rahmen der Führung des Grundbuchs besonders problematisch sein kann.

I. Das Grundbuch – eine Infrastruktur des Vertrauens 
Die Überlegungen müssen sich an zwei zentralen Bestimmungen orientieren.
Art. 942 Abs. 1 ZGB und Art. 179 ZPO.
Beginnen wir mit Art. 942 Abs. 1 ZGB, der Folgendes festlegt:
„Über die Rechte an den Grundstücken wird ein Grundbuch geführt.“
Diese Bestimmung ist insofern von zentraler Bedeutung, als sie den Grundsatz verankert, dass das Register den Zugang zu allen bestehenden privaten Rechten im Zusammenhang mit einem oder mehreren Grundstücken ermöglicht. 
Die Existenz eines solchen Registers ist nicht selbstverständlich. Es gibt zahlreiche Länder, in denen der Zugang zu solchen, eigentlich grundlegenden Informationen komplexe Recherchen erfordert. Diese Recherchen werden dann an Fachleute delegiert. Um nur ein aussagekräftiges Beispiel zu nennen: In den Vereinigten Staaten gibt es kein Grundbuch. Man muss eine „Title Company“ beauftragen, um festzustellen, wer Eigentümer einer Immobilie ist und wer Rechte daran hat. Dies kann zu einem wahren Hindernislauf werden, wenn das Grundstück im Miteigentum steht, einzelne Berechtigte über Baurechte und andere über Rechte am Untergrund verfügen und wenn die Rechte über Generationen hinweg an zahlreiche, über die ganze Welt verstreute Nachkommen übergehen.
Das Grundbuch, wie wir es in der Schweiz kennen, ist daher ein Luxus, auf den wir stolz sein können. 
Eintragungen im Grundbuch begründen die Vermutung des dinglichen Rechts und sind grundsätzlich für dessen Begründung erforderlich; sie bilden schliesslich die Grundlage für den Schutz des gutgläubigen Erwerbers (Art. 973 ZGB). 
Um diese Funktionen zu erfüllen, muss das Register grundsätzlich öffentlich sein, zumindest für Personen, die am Rechtsstatus der Grundstücke interessiert sind; dieser gilt als bekannt (Art. 970 Abs. 3 ZGB). 
Das Grundbuch ist ein öffentliches Register, jedoch nicht vollständig öffentlich. Dies hat direkte Auswirkungen auf die KI. Jedes Versprechen einer „erweiterten Suche“, einer „intelligenten Abfrage“, eines „Dialogs mit dem Grundbuch“ oder eines „Grundbuch-Assistenten“ muss nicht nur die Richtigkeit der Informationen gewährleisten, sondern auch die Abstufung der Zugriffsrechte und die Rahmenbedingungen des Datenschutzes beachten.
Das Grundbuch ist kein unumstössliches Wort. Es gilt als Beweis für die darin festgestellten Tatsachen, solange seine Unrichtigkeit nicht gerichtlich nachgewiesen ist.
Dies geht aus der zweiten Bestimmung hervor, die unsere Überlegungen bestimmt, nämlich Art. 179 ZPO:
„ Öffentliche Register und öffentliche Urkunden erbringen für die durch sie bezeugten Tatsachen vollen Beweis, solange nicht die Unrichtigkeit ihres Inhalts nachgewiesen ist.“
Da die im Grundbuch einsehbaren Informationen eine höhere Beweiskraft besitzen, da für sie die Vermutung der Richtigkeit gilt, ist es wichtig, dass das Verfahren, das zur Eintragung solcher Informationen führt, sehr streng und geregelt ist.
Die Eintragungen müssen auf verlässlichen Belegen wie den Daten der amtlichen Vermessung und notariellen Urkunden beruhen und nach einem gesetzlich, insbesondere durch die Grundbuchverordnung, vorgeschriebenen Verfahren erfolgen. 
Die meisten möglichen Anwendungsbereiche der KI werden im Vorfeld oder im Zusammenhang mit der Eintragung liegen: Auslesen von Dokumenten, Extrahieren von Informationen, Abgleich von Dokumenten, Erkennen von Unstimmigkeiten, Unterstützung bei der Recherche oder Erstellung von Zusammenfassungen. Die Eintragung selbst bleibt hingegen ein Rechtsakt, der nicht vollständig automatisiert werden kann. Die rechtliche Verantwortung für diesen Rechtsakt darf nicht einem probabilistischen System überlassen werden.
Denn, wie wir noch sehen werden, funktioniert KI ausschliesslich auf statistischer Basis.

II. KI: Einige Grundbegriffe 
KI als solche gibt es schon seit langem. Der Begriff „künstliche Intelligenz“ entstand im Laufe der 1950er Jahre. Er bezeichnet die Gesamtheit der Techniken, die es Maschinen ermöglichen, Aufgaben zu erfüllen, die üblicherweise menschliche Intelligenz erfordern (John McCarthy, 1956). 
Bereits 1980 wurden Expertensysteme entwickelt. Dabei handelt es sich um Computerprogramme, die eine Reihe vordefinierter Regeln anwenden, um das Denkvermögen eines Spezialisten in einem bestimmten Fachgebiet nachzuahmen.
Ab 2010 kam es zu einem explosionsartigen Aufschwung im Bereich des maschinellen Lernens und des Deep Learning. 
Diese Entwicklung ermöglicht es, die verschiedenen Kategorien der KI zu verstehen:
· Symbolische KI, basierend auf vordefinierten Regeln: Der Computer folgt logischen Regeln, die zuvor von Experten festgelegt wurden. Beispiel: Steuersoftware mit fest programmierten Regeln.

· Maschinelles Lernen (Machine Learning): Anstatt alle Regeln zu programmieren, werden Beispiele bereitgestellt, und die Maschine lernt die Muster. Beispiel: Spam-Erkennung, Gesichtserkennung.

· Generative KI (LLM, Bild, Musik, agentische KI): Die Maschine nutzt fortschrittliche Lernmodelle, um neue Inhalte (Text, Bild, Ton, Video usw.) zu erzeugen. Beispiele: grosse Sprachmodelle (ChatGPT, Claude, Gemini), Tools zur generativen Musik.
Man kann KI in zwei Gruppen unterteilen, je nachdem, ob sie „schwach“ oder „stark“ ist.
Als „schwache“ KI bezeichnet man Systeme, die dafür ausgelegt sind, eine bestimmte Aufgabe auszuführen (z. B. Schach spielen, einen Text übersetzen, Betrugsfälle aufdecken). Das System ist dann in seinem spezifischen Bereich sehr leistungsfähig, kann sich jedoch nicht in einen anderen Bereich vorwagen. Das System verfügt über kein Verständnis von Bedeutung, sondern lediglich über die Fähigkeit zur Datenverarbeitung. Das ist die KI, die wir heute überall nutzen. 
Starke oder allgemeine KI ist eine künstliche Intelligenz, die in der Lage ist, in jedem Bereich zu denken, zu verstehen und zu lernen, wie ein Mensch (oder fast wie ein Mensch…). Diese KI wird in der Lage sein, den Kontext und die Bedeutung zu verstehen. 
Allgemeine KI gibt es noch nicht. In der Wissenschaft wird darüber diskutiert, ob eine solche KI überhaupt realisierbar ist. Manche sind der Ansicht, dass dies möglicherweise unmöglich sein wird.
Dass heute so viel über künstliche Intelligenz gesprochen wird, liegt am Aufkommen der sogenannten „generativen“ KI. Es ist daher wichtig, sie gut zu verstehen.
Das System wird in der Lage sein, völlig neue Inhalte zu erstellen, indem es die logische Fortsetzung dessen errät, was von ihm verlangt wird. 
Hier ist eine einfache Aufschlüsselung ihrer Funktionsweise in drei Hauptschritte.
1. Die Lernphase
Bevor die KI etwas erschaffen kann, muss sie eine astronomische Menge an vorhandenen Daten „aufnehmen“. Sie versucht nicht, die tiefere Bedeutung von Wörtern wie ein Mensch zu verstehen. Stattdessen erkennt sie wiederkehrende Elemente („Muster“). Beispielsweise stellt sie fest, dass auf das Wort „Sonne“ sehr oft das Wort „scheint“ oder „heiss“ folgt.
2. Die Rechenphase
Die generative KI nutzt mathematische Modelle, die als Large Language Models (LLM) bezeichnet werden. Sie wandelt Wörter oder Pixel in Zahlen um, um sie zu analysieren. Wenn ihr eine Frage gestellt wird, berechnet die KI die Wahrscheinlichkeit jedes folgenden Wortes. Sie schreibt ihre Antwort Wort für Wort und wählt dabei jedes Mal das Wort aus, das gemäss ihrem Training am logischsten ist.
3. Die Kreativphase
Der Nutzer formuliert eine textuelle Anfrage, die als „Prompt“ bezeichnet wird. Die KI stützt sich auf ihr statistisches Wissen, um eine flüssige und massgeschneiderte Antwort zusammenzustellen, die den menschlichen Stil nachahmt. Um zu vermeiden, immer dieselbe roboterhafte Antwort zu geben, lässt der Algorithmus ein wenig Zufall zu. Das erzeugt die Illusion von Kreativität, kann aber auch zu Halluzinationen führen (falsche, aus der Luft gegriffene Antworten).
Es handelt sich also um ein ausschliesslich probabilistisches System. Dies zu verstehen ist entscheidend, da genau dies die Notwendigkeit rechtfertigt, den Menschen in den Prozess einzubeziehen („human in the loop“), damit das Ergebnis verwertbar und zuverlässig ist.

III. Ist das Grundbuch reif für KI?
Mehrere jüngste Veränderungen lassen darauf schliessen, dass das Grundbuch für KI reif ist: die schrittweise Digitalisierung des Grundbuchs, die zunehmende Standardisierung der Daten, die Entwicklung der Interoperabilität und ganz allgemein der zunehmende Einsatz von KI in der öffentlichen Verwaltung.
Der erste Faktor ist die digitale Reifung des Grundbuchs selbst.
Der Standard eCH-0153 eGRISDM gewährleistet eine einheitliche Struktur der Grundbuchdaten im elektronischen Grundbuch (vgl. Bundesamt für Justiz, Standard eGRISDM eCH-0153, https://www.ech.ch/fr/ech/ech-0153/1.0). Das ist zwar technisch, aber dennoch von grundlegender Bedeutung. Denn ohne strukturierte Daten – oder zumindest ohne einen Strukturierungsrahmen, ohne eine gemeinsame Grammatik – gibt es keine robuste KI.
Diese Grammatik existiert. Die technische Verordnung des EJPD und des VBS vom 28. Dezember 2012 über das Grundbuch (SR 211.432.11 – TGBV) regelt insbesondere das Datenmodell für das Grundbuch, das Austauschmodell mit der amtlichen Vermessung, die Schnittstelle für die Entnahme und den Austausch von Grundbuchdaten, die eidgenössische Liegenschaftskennung E-GRID, die Datenformate für die elektronische Kommunikation und den elektronischen Datenaustausch mit den Ämtern, die Langzeitarchivierung der Daten sowie verschiedene Schnittstellen im Zusammenhang mit dem Grundstückssuchdienst (Art. 1 TGBV). 
Darüber hinaus sieht die Verordnung eine dynamische Weiterentwicklung vor. Art. 4 beauftragt das Eidgenössische Amt für Grundbuch- und Bodenrecht (EGBA), unter Einbezug der Kantone, der Systemhersteller und weiterer Beteiligter eine Planung für die kontinuierliche Weiterentwicklung des elektronischen Grundbuchs sowie dessen Vernetzung mit anderen Systemen auszuarbeiten. Art. 6 verpflichtet die Kantone, die obligatorischen Elemente des Datenmodells und der Schnittstellen in ihre Systeme zu integrieren.
Damit eine KI ordnungsgemäss funktionieren kann, bedarf es einer Datenarchitektur, die Interoperabilität und die Steuerung des Informationslebenszyklus ermöglicht. Ein erweitertes Register lässt sich nicht auf einer heterogenen, unlesbaren oder unkontrollierten Dokumentenbasis aufbauen.
Sind die Daten des Grundbuchs bereits im Vorfeld strukturiert worden, ist der Einsatz von KI-Tools möglich.
Der zweite Faktor hängt mit der jüngsten Entwicklung des regulatorischen Rahmens des Grundbuchs zusammen. Seit 2023 hat die Revision der Grundbuchverordnung (GBV) zwei besonders bedeutende Neuerungen eingeführt: die Aufnahme der AHV-Nummer als Personenidentifikator im Grundbuch und die Schaffung eines landesweiten Grundstückssuchdienstes für die zuständigen Behörden.
Der vom EGBA verwaltete nationale Liegenschaftssuchdienst dürfte es den berechtigten Behörden – sobald die technischen Hindernisse beseitigt sind – ermöglichen, anhand der elektronisch verfügbaren Hauptbuchdaten festzustellen, an welchen Liegenschaften eine Person Rechte besitzt (Art. 34c GBV). Er wird keine eigenen Daten führen, sondern die zum Zeitpunkt der Abfrage elektronisch verfügbaren kantonalen Daten abfragen. Der Zugriff darauf wird durch Berechtigungsprofile geregelt, und der Umfang der abrufbaren Informationen wird durch die GBV, insbesondere Art. 34a ff., begrenzt.
Die Einrichtung dieses Dienstes folgt einer neuen Logik: Informationen weiterzugeben, ohne das gesamte Register physisch zu zentralisieren. Genau in dieser Logik kann KI jedoch nützlich werden: nicht, um eine Entscheidung zu ersetzen, sondern als Hilfsmittel für die Recherche, die Zusammenfassung und die Unterstützung. 
Der dritte Faktor ist weiter gefasst: Er betrifft die Schweizer KI-Politik in der Verwaltung.
Die Bundeskanzlei weist darauf hin, dass die Strategie für den Einsatz von KI-Systemen in der Bundesverwaltung darauf abzielt, KI-Kompetenzen auszubauen, neue Lösungen zu finden und Prozesse zu optimieren. Sie präzisiert zudem eine wesentliche Anforderung: KI-Systeme können und sollten zwar verantwortungsvoll eingesetzt werden, doch müssen die bestehenden Vorschriften, insbesondere diejenigen zur Informationssicherheit und zum Datenschutz, stets eingehalten werden; und die Menschen bleiben für die generierten Inhalte verantwortlich (siehe https://www.bk.admin.ch/en/artificial-intelligence).
Die vom Bundesrat am 12. Dezember 2025 veröffentlichte Pressemitteilung geht in die gleiche Richtung. Darin wird auf die landesweite Bewertung des Potenzials der KI zur Prozessoptimierung, die Bereitstellung eines bundeseigenen generativen KI-Systems, die Schaffung eines internen Marktes für wiederverwendbare Elemente, die Erstellung eines Benutzerhandbuchs und von Grundlagenpapieren zum rechtlichen Rahmen sowie die Stärkung der bundesweiten Koordination eingegangen (vgl. „Einsatz künstlicher Intelligenz in der Bundesverwaltung: Der Bund plant gezielte Massnahmen und stärkt die Koordination“ (12. Dezember 2025), https://www.admin.ch/fr/newnsb/nTc28qni5hdpzQ0tH6RGa).
In diesem Zusammenhang ist das Grundbuch ein ideales Experimentierfeld. Es ist jedoch wichtig, sich zu fragen, welche Aufgaben automatisiert werden können und welche Aufgaben letztendlich weiterhin von Menschen übernommen und gewährleistet werden müssen.

IV. Realistische und nützliche Anwendungsfälle der KI in der Grundbuchführung
Ich bin selbst nicht mit der täglichen Praxis im Grundbuchwesen vertraut, möchte Ihnen aber dennoch fünf Anwendungsbereiche der KI vorschlagen, die mir sinnvoll erscheinen.
1. KI als Hilfe beim Lesen und Strukturieren von Unterlagen
Das Grundbuch basiert auf dokumentarischem Material.
Ein wesentlicher Teil der Arbeit der Ämter besteht jedoch darin, dieses Material zu prüfen und zu strukturieren. KI kann hier einen echten Mehrwert bieten.
Nehmen wir einfache Funktionen: 
· Extraktion von Schlüsselinformationen aus einer Urkunde; 
· Identifizierung der betroffenen Grundstücke, Teile, genannten Dienstbarkeiten, Daten, Einschränkungen oder Bedingungen;
· Überprüfung, ob die erwarteten Unterlagen vorliegen;
· Hinweis auf offensichtliche Unstimmigkeiten zwischen dem Antrag, der Urkunde und den bereits eingetragenen Daten;
· Erstellung einer internen Zusammenfassung, die die Bearbeitung des Vorgangs erleichtern soll.
In diesem Fall trifft die KI keine Entscheidungen. Sie ist lediglich ein Hilfsmittel zur Entscheidungsfindung. 
Dies ist der erste nützliche Anwendungsbereich für das Grundbuch: kein „automatisiertes“ Grundbuch, sondern ein Grundbuch, das für die Verantwortlichen besser lesbar ist.



2. KI als Instrument zur Aufwertung von Archiven und historischen Dokumenten: das schwedische Beispiel
Laut einer britischen Regierungsfallstudie zum schwedischen Grundbuch (vgl. „Natural language processing for Land Registry documentation in Sweden“, https://www.gov.uk/government/case-studies/natural-language-processing-for-land-registry-documentation-in-sweden) mussten die Sachbearbeiter eine grosse Menge historischer Dokumente zu Grundstücken und Immobilienrechten bearbeiten, die teilweise bis in die 1850er Jahre zurückreichten. Sie verbrachten jährlich etwa 48.000 Stunden mit der manuellen Übersetzung und Auswertung handschriftlicher Dokumente.
Das in Schweden umgesetzte Verfahren ist interessant, da es schrittweise vorgeht: Zunächst erfolgt eine Vorverarbeitung der Dokumente, um die Bildqualität zu verbessern; anschliessend kommt die Handschrifterkennung zum Einsatz; dann korrigiert und verknüpft ein neuronales Netzwerk die falsch erfassten Wörter; und schliesslich ein KI-Modell, um Schlüsselelemente wie Orte, Namen oder eine Zusammenfassung hervorzuheben.
Das Ergebnis war, dass die Sachbearbeiter schneller auf Anfragen reagieren und sich stärker auf dringende Entscheidungen konzentrieren konnten.
Warum interessiert uns dieses Beispiel? Weil KI rechtlich relevantes Dokumentenerbe wieder nutzbar machen kann.
Und damit komme ich auf das Beispiel zurück, das ich Ihnen zu Beginn dieses Vortrags genannt habe, als ich das Fehlen eines Grundbuchs in den Vereinigten Staaten angesprochen habe. 
Die Geschichte von Immobilien, Dienstbarkeiten, Teilungen, Übertragungen und Eigentumsrechten kann lang sein; KI kann dabei helfen, schwer zugängliche Dokumentenmengen in besser durchsuchbares Material umzuwandeln. Auch hier schafft sie kein Recht; sie erleichtert vielmehr die Rekonstruktion des dokumentarischen Kontexts, in dem das Recht zu beurteilen ist.
Diese Nuance ist wichtig. KI kann schädliche Auswirkungen haben, wenn man das Suchwerkzeug mit dem Entscheidungsprozess verwechselt. Wenn KI hingegen dazu dient, die Akte schneller und verständlicher zu machen, kann ihr Beitrag sehr nützlich sein.

3. KI als Werkzeug für Datenmigration, Datenbereinigung und Qualitätskontrolle: das Beispiel des HM Land Registry
Ein zweites, ganz anderes Beispiel liefert uns das HM Land Registry (His Majesty's Land Registry), die für England und Wales eine mit dem schweizerischen Grundbuch vergleichbare Funktion erfüllt.
In einem im Jahr 2026 veröffentlichten Beitrag beschreibt das HM Land Registry den Einsatz eines KI-Tools zur Aufbereitung von Daten, die bei lokalen Behörden in verschiedenen Formaten – elektronisch, in Papierform oder anderweitig – vorliegen, bevor diese in ein zentrales Register übertragen werden. Das Tool wird als fähig beschrieben, Millionen von Datensätzen schneller und – – genauer zu identifizieren, zu extrahieren und zu strukturieren als manuelle Verfahren (vgl. HM Land Registry Blog, „Transforming local land charges migrations with AI“ (17. März 2026), https://hmlandregistry.blog.gov.uk/2026/03/17/transforming-local-land-charges-migrations-with-ai/).
Die Erfahrung hat gezeigt, dass dort, wo man ursprünglich davon ausging, zwanzig Mitarbeiter drei Monate lang einsetzen zu müssen, die Bearbeitung mit vier Mitarbeitern in vier Wochen abgeschlossen wurde. Diese Effizienz- und Zeitersparnis ging nicht zu Lasten der Qualität. Es wurden keine Qualitätsmängel gemeldet.
Dieses Beispiel ist für uns nicht deshalb nützlich, weil es beweisen würde, dass jede Datenmigration automatisiert werden kann, sondern weil es zeigt, wie ein verantwortungsvoller Einsatz von KI in der Verwaltung aussehen könnte, vorausgesetzt, dieser Einsatz wird klar geregelt:
· einen genau definierten Zweck;
· definierter Dokumentenbereich;
· robuste Qualitätskontrolle;
· menschliche Überwachung;
· sichere technische Umgebung;
· keine implizite Übertragung der Verantwortung.
In der Schweiz geht es nicht darum, das gesamte Grundbuch zu zentralisieren. Es kann jedoch kantonsweise oder im Rahmen von Konvergenzprojekten Bedarf an Migration, Bereinigung, Datenübernahme, Harmonisierung alter Dokumentenbestände oder Vollständigkeitsprüfungen bestehen. In diesen Bereichen kann KI eine wertvolle Hilfe sein.

4. KI als Instrument zur unterstützten Recherche und zum intelligenten Abgleich
Ein weiterer realistischer Anwendungsbereich betrifft die Recherche.
Die Schweiz hat mit dem nationalen Grundstücksuchdienst für berechtigte Behörden bereits einen wichtigen Schritt getan. Dieser Dienst wird, sobald er betriebsbereit ist, keine eigenen Daten führen; er wird die Anfragen mit den Daten des rechtswirksamen Hauptbuchs aller Kantone abgleichen, die zum Zeitpunkt der Suche elektronisch verfügbar sind. Der Zugriff hängt von den erteilten Berechtigungen und den Benutzerprofilen ab.
In diesem Zusammenhang sind Suchhilfetools denkbar, die dabei helfen würden:
· relevante Ergebnisse innerhalb eines autorisierten Rahmens schneller zu finden;
· Formulierungen, redaktionelle Varianten oder historische Verweise miteinander abzugleichen;
· Elemente des Hauptbuchs mit Belegen oder Plänen abzugleichen.
Eine solche Unterstützung kann in einem Umfeld äusserst nützlich sein, in dem die Daten nicht einheitlich verfasst sind, in dem alte Dokumente erhalten geblieben sind und in dem die Genauigkeit des Ergebnisses ebenso wichtig ist wie dessen Schnelligkeit.
Doch auch hier ist Vorsicht geboten. Die unterstützte Recherche ist keine für die breite Öffentlichkeit zugängliche Suchmaschine ohne jegliche Einschränkungen. Sie muss die abgestuften Zugriffsrechte, die relative Vertraulichkeit bestimmter Daten und vor allem die Notwendigkeit, der Quelle treu zu bleiben, berücksichtigen. Eine verlockende, aber ungenaue Antwort wäre hier gefährlicher als eine langsamere Recherche.

5. KI als interne Unterstützung für Compliance und Kohärenz
Schliesslich sehe ich noch eine fünfte Anwendungsmöglichkeit: KI als Überwachungsinstrument.
KI könnte es ermöglichen zu überprüfen,
· ob alle erwarteten Angaben vorhanden sind;
· ob die Katasterangaben übereinstimmen;
· ob bestimmte ungewöhnliche Formulierungen Beachtung verdienen;
· ob Unstimmigkeiten in den Unterlagen eine manuelle Überprüfung erfordern;
· ob ähnliche Fälle nach analogen Mustern bearbeitet wurden.
In dieser Hinsicht ersetzt KI nicht die juristische Fachkompetenz, sondern verstärkt die Aufmerksamkeitskapazität. Sie dient dazu, das zu erkennen, was einem menschlichen Auge entgehen kann, wenn es unter dem Druck von Arbeitsvolumen, Zeitdruck oder Müdigkeit arbeitet.
KI darf nicht als Entscheidungsmaschine verstanden werden, sondern als Entscheidungshilfe. Es ist daher zutreffender, von „erweiterter Intelligenz“ statt von „künstlicher Intelligenz“ zu sprechen.

V. Grenzen, Risiken und rechtliche Schutzvorkehrungen
Die Integration von KI in die Führung des Grundbuchs kann an gewisse Grenzen stossen und bestimmte Risiken mit sich bringen, die hervorgehoben werden sollten. 
1. Erste Grenze: Die rechtliche Verantwortung für die Eintragung lässt sich nicht automatisieren
Die erste Schutzvorkehrung ist institutioneller Natur.
Das Schweizer Grundbuch wird von den Kantonen unter strenger Bundesaufsicht geführt. Die Kantone haften gemäss Art. 955 ZGB für Schäden, die aus einer fehlerhaften Führung des Grundbuchs resultieren. Diese Regelung verdeutlicht eine Selbstverständlichkeit: Hinter dem Grundbuch stehen immer eine Behörde, eine Dienststelle, natürliche Personen und eine Haftungsregelung.
Ein KI-System, selbst wenn es leistungsfähig ist, übernimmt jedoch keine rechtliche Haftung. Es liefert statistische Ergebnisse. Es haftet nicht für die Richtigkeit einer Eintragung.
Daher muss bei jeder ernsthaften Integration von KI in das Grundbuch eine klare Grenze zwischen der Unterstützung bei der Vorbereitung der Unterlagen einerseits und der Bearbeitung, Validierung oder Eintragung von gegenüber Dritten wirksamen Rechten andererseits gewahrt bleiben. 
KI darf den öffentlichen Glauben nicht automatisieren; sie muss vielmehr die menschlichen Fähigkeiten erweitern, die es ermöglichen, den öffentlichen Glauben zu gewährleisten.

2. Zweite Grenze: das Risiko von Fehleinschätzungen und übermässigem Vertrauen
Eine der Schwierigkeiten heutiger KI-Systeme, insbesondere generativer Systeme, besteht darin, dass sie plausible, aber ungenaue Antworten liefern können. 
Eine fehlerhafte Antwort über das Bestehen einer Dienstbarkeit, über den Umfang eines Rechts, über die Notwendigkeit eines Dokuments, über die Tragweite einer Anmerkung oder über die tatsächlich einsehbaren Daten kann zu unangemessenem rechtlichem Verhalten führen.
In ihrem Merkblatt zu KI und Chatbots in der Verwaltung betont die Bundeskanzlei im Zusammenhang mit dem Grundsatz von Treu und Glauben, dass geprüft werden muss, ob ein Hinweis auf die mangelnde Zuverlässigkeit eines Chatbots ausreicht, um die Anforderungen von Art. 9 BV erfüllt sind, wonach jede Person das Recht hat, von den staatlichen Organen ohne Willkür und nach den Regeln von Treu und Glauben behandelt zu werden. Das Dokument weist darauf hin, dass eine grob unrichtige Information der betroffenen Person keinen Nachteil zufügen darf und dass ein Hinweis deutlich sichtbar und hervorgehoben sein muss, wenn ein solches Tool verwendet wird (FAQ – KI und Recht (PDF), https://www.bk.admin.ch/dam/en/sd-web/iXUeHG8nCE8D/FAQ%20AI%20and%20legal_EN.pdf).
Eine Behörde kann sich nicht hinter einer allgemeinen Klausel verstecken, die jegliche Haftung ausschliesst. Je offizieller das Tool erscheint, desto grösser ist das rechtliche Risiko, das mit dem dadurch geweckten Vertrauen einhergeht. Dies gilt umso mehr für das Grundbuch, da es öffentlichen Glauben geniesst. Dies spricht stark gegen jede externe Bereitstellung generativer Tools, die nicht streng geregelt sind. Es geht nicht nur um technische Fehler, sondern um Fehler, die institutionell glaubwürdig sind. In einer solchen Situation wäre es für einen Rechtssuchenden besonders schwierig, die Unrichtigkeit des Registers nachzuweisen, wie es beispielsweise Art. 179 ZPO vorsieht.

3. Dritte Einschränkung: Datenschutz
Bestimmte vom Grundbuch verarbeitete Informationen betreffen die Eigentümer. Mit der jüngsten Revision wurde zudem die systematische Verwendung der AHV-Nummer als Personenidentifikator im Grundbuch eingeführt (Art. 949b ZGB).
Daher muss die Integration von KI unter Berücksichtigung des Datenschutzrechts konzipiert werden.
Wenn der Einsatz eines KI-Systems eine Bearbeitung von Personendaten umfasst, die voraussichtlich ein hohes Risiko für die Grundrechte der betroffenen Personen mit sich bringt, kann eine Datenschutz-Folgenabschätzung erforderlich sein. Führt die Nutzung zu einer automatisierten Einzelentscheidung, müssen die Rechte und Pflichten beachtet werden, die insbesondere in Art. 21 und Art. 25 Abs. 2 Bst. f des Bundesgesetzes über den Datenschutz vorgesehen sind. Zudem ist eine Rechtsgrundlage erforderlich (Art. 34 DSG).
Auch wenn die meisten sinnvollen Anwendungen von KI im Grundbuch gerade darauf abzielen, eine vollständig automatisierte Entscheidung zu vermeiden, ist zu bedenken: Je höher das Risiko für die Grundrechte der betroffenen Personen durch den Einsatz von KI ist, desto umfangreicher müssen die zu treffenden Vorsichtsmassnahmen sein. 

4. Vierte Grenze: Menschliche Kontrolle muss Teil des Prozesses bleiben („human in the loop“)
Es gibt bereits Vorschriften für den Einsatz von KI-Systemen in der Bundesverwaltung, sei es in Form allgemeiner Leitlinien zur KI oder von Merkblättern zu generativen KI-Tools und grossen Sprachmodellen. Die Bundeskanzlei hat daran erinnert, welcher Grundsatz den Einsatz solcher Tools leiten muss: KI-Systeme müssen verantwortungsbewusst eingesetzt werden, und die bestehenden Vorschriften, insbesondere in den Bereichen Informationssicherheit und Datenschutz, müssen stets eingehalten werden, wobei die Verantwortung für die generierten Inhalte weiterhin beim Menschen liegt (siehe https://www.bk.admin.ch/fr/intelligence-artificielle).
Von einer Maschine getroffene Entscheidungen müssen von einem Menschen überprüft werden. Das Personal muss geschult werden, um die allgemeine Funktionsweise des Systems zu verstehen und die vorgeschlagenen Ergebnisse hinterfragen zu können. Wenn ein KI-System zum Einsatz kommt, muss diese Interaktion eindeutig als solche gekennzeichnet sein (vgl. Bundeskanzlei, FAQ – KI und Recht (PDF), https://www.bk.admin.ch/dam/en/sd-web/iXUeHG8nCE8D/FAQ%20AI%20and%20legal_EN.pdf
Dies hat mehrere Auswirkungen.
Zunächst bedeutet es, dass die menschliche Mitwirkung nicht nur symbolisch sein darf.
Es reicht nicht aus, dass ein Sachbearbeiter am Ende einer undurchsichtigen Abfolge auf „Bestätigen“ klickt. Er muss den Gegenstand der Prüfung, die Grenzen des Tools und die Gründe, die gegebenenfalls eine Abweichung vom algorithmischen Vorschlag rechtfertigen, tatsächlich verstehen können.
Zweitens bedeutet dies, dass die menschlichen Kompetenzen gepflegt werden müssen.
Eine Verwaltung, die sich zu stark auf KI-Tools stützt, ohne die juristische und dokumentarische Kompetenz ihrer Mitarbeiter zu erhalten, würde das Risiko einer fortschreitenden Dequalifizierung eingehen. Ein vertrauenswürdiges Register kann jedoch nicht mit passiven Experten funktionieren.
Schliesslich bedeutet dies, dass die Rückverfolgbarkeit gewährleistet sein muss.
Man muss wissen, wann das Tool eingesetzt wurde, für welche Funktion, in welcher Akte, mit welchem Datensatz und mit welchem menschlichen Eingriff. Ohne Protokollierung gibt es weder Audit noch Verbesserung noch echte Rechenschaftspflicht.

5. Fünfte Einschränkung: die Langsamkeit des gesetzgeberischen und politischen Prozesses
Jede Innovation, jeder technologische Wandel innerhalb der Verwaltung erfordert eine, wenn schon nicht rechtliche, so doch zumindest politische Validierung. Dies setzt voraus, dass im Vorfeld eine Strategie definiert und Mittel bereitgestellt werden. All dies braucht Zeit.
Derzeit geht es in der Schweiz nur langsam voran. In einer Pressemitteilung vom 12. Dezember 2025 hat der Bundesrat eine Bestandsaufnahme vorgenommen.
Darin wird dargelegt, dass die Bundesverwaltung bereits punktuell KI-Systeme einsetzt, beispielsweise zur Prognose des nationalen Stromverbrauchs oder zur Analyse von Zollanmeldungen. Der Bundesrat möchte das Potenzial der KI für die Bundesverwaltung ausschöpfen. Er hat die dafür notwendigen Grundlagenarbeiten zur Kenntnis genommen, insbesondere den Umsetzungsplan zur KI-Strategie. Er hat jedoch noch keinen Beschluss über die Finanzierung gefasst. 
Der Umsetzungsplan umfasst unter anderem folgende Massnahmen:
· landesweite Bewertung des Potenzials der KI zur Prozessoptimierung;
· Bereitstellung eines bundeseigenen generativen KI-Systems für die Mitarbeitenden;
· Schaffung eines internen Marktplatzes für die Ämter, um ihnen direkten Zugang zu wiederverwendbaren Komponenten von KI-Systemen, beispielsweise Chatbots, zu ermöglichen;
· Erstellung eines Leitfadens zur Nutzung von KI-Systemen für die Mitarbeitenden sowie von Grundlagenpapieren zum rechtlichen Rahmen.
Eine weitere wichtige Massnahme des Umsetzungsplans ist die Koordination auf Bundesebene. Der Bundesrat, der diese stärken möchte, hat einen Plan zur Kenntnis genommen, wonach die Bundesverwaltung ihre Aktivitäten im Bereich der KI stärker gemeinsam, strategisch und koordiniert umsetzen wird. An einigen Stellen werden zusätzliche Personalressourcen benötigt, damit die Ämter KI-Lösungen schneller, effizienter und auf einer gemeinsamen Grundlage einführen können.
Es zeigt sich also, dass es schwierig sein wird, eine Strategie für das Grundbuch zu entwickeln, solange die Bundesverwaltung ihre Aktivitäten im Bereich der KI nicht umgesetzt hat. Die Kantone könnten zwar eigene Instrumente einführen, doch wäre eine koordinierte Strategie auf Bundesebene sinnvoller.

VI. Das Grundbuch vor der Herausforderung durch KI-manipulierte Beweismittel
Am 9. September 2025 brachte ein kalifornisches Gerichtsurteil einen der ersten nachgewiesenen Fälle ans Licht, in dem Beweismittel mithilfe generativer KI-Systeme aus dem Nichts erstellt wurden (vgl. Superior Court of California, County of Alameda, Ariel und Maridol Mendones gegen Cushman & Wakefield, Inc. u. a. / Aktenzeichen 23CV028772). 
Wie in diesem Urteil jedoch betont wird, kann die Verwendung hochentwickelter gefälschter Beweismittel wie Deepfakes die Fähigkeit der Gerichte, Recht zu sprechen, erheblich beeinträchtigen, das Vertrauen der Rechtssuchenden in ihr Rechtssystem erheblich untergraben und die ohnehin schon schlecht ausgestatteten und überlasteten Justizbehörden mit zeitaufwändigen Authentifizierungsaufgaben stark belasten.
Dieses Thema ist nicht nur für die Gerichte heikel, sondern auch für die für die Führung des Grundbuchs zuständigen Behörden. Dies gilt umso mehr, als die vom Grundbuch festgestellten Tatsachen in einem Gerichtsverfahren gemäss Art. 179 ZPO eine erhöhte Beweiskraft haben.
Ein gefälschter oder aus der Luft gegriffener Beweis kann zu einer fehlerhaften Eintragung im Grundbuch führen. Eine böswillige Partei könnte aber auch vor Gericht einen gefälschten Grundbuchauszug vorlegen.
Es ist daher unerlässlich, Lösungen zu finden, die gewährleisten, dass das Grundbuch seine Glaubwürdigkeit behält.
Man könnte logischerweise annehmen, dass KI, wenn sie es ermöglicht, Dokumente auf hochentwickelte Weise zu fälschen, auch in der Lage sein müsste, den Betrug aufzudecken. 
Leider ist das nicht so einfach. Beim derzeitigen Stand der Technik gibt es mehrere grosse Hindernisse für die Entwicklung zuverlässiger Authentifizierungstools.
Der Einsatz solcher Instrumente wirft insbesondere praktische und rechtliche Schwierigkeiten auf.
KI-Systeme sind für einen Fälscher oder eine böswillige Partei viel leichter zugänglich als für eine Behörde. Diese Asymmetrie lässt sich dadurch erklären, dass die Behörde mit Zugangsbarrieren zu kämpfen hat.
Die Einführung neuer Technologien bei Behörden nimmt aufgrund budgetärer und politischer Zwänge Zeit in Anspruch. So entsteht eine Diskrepanz zwischen der für die Integration neuer KI-Systeme erforderlichen Zeit und der beschleunigten Veralterung solcher Systeme vor dem Hintergrund einer ständigen und rasanten technischen Weiterentwicklung (vgl. A. Kaur et al., „Deepfake video detection: challenges and opportunities“, Artificial Intelligence Review (2024) 57:159, S. 31 ff., abrufbar unter: https://link.springer.com/article/10.1007/s10462-024-10810-6).
Es ist daher riskant, alles auf die Technologie zu setzen.
Meiner Meinung nach muss die Antwort sowohl technischer als auch menschlicher Natur sein. 
Als technische Massnahme wäre ein System zur Kennzeichnung oder Zertifizierung von Urkunden und Auszügen denkbar, das zur Betrugsbekämpfung beitragen würde.
Auf menschlicher Ebene muss über die Einführung einer echten Strategie zur Bekämpfung von Fälschungen nachgedacht werden. Eine solche Strategie könnte beispielsweise Folgendes umfassen:
· das Personal zu informieren und zu sensibilisieren 
· die Einführung von Überprüfungsprotokollen 
· Zusammenarbeit und Kommunikation mit den Urkundspersonen
· den erhaltenen Informationen mit anderen amtlichen Registern abgleichen
Meiner Meinung nach ist es auf jeden Fall unerlässlich, dass das Problem angegangen wird. 

VII. Schlussfolgerung 
Künstliche Intelligenz eröffnet echte Perspektiven für das Grundbuch. Sie soll dazu beitragen, die Prozesse zu verbessern, ohne die Rechtssicherheit und die Zuverlässigkeit der Eintragungen zu beeinträchtigen.
Bevor jedoch oft kostspielige und zeitaufwändige Umstellungen eingeleitet werden, ist es notwendig, den Bedarf zu ermitteln und auf dem Boden der Tatsachen zu bleiben. Künstliche Intelligenz ist ein Werkzeug, das den Menschen nicht ersetzen kann und darf. 
Das eigentliche Versprechen der KI für das Grundbuch besteht nicht darin, juristische Arbeit überflüssig zu machen. Vielmehr geht es darum, diese Arbeit sorgfältiger, fundierter und besser ausgestattet zu gestalten, um das Vertrauen in das Grundbuch weiter zu stärken. 
Dieses neue Werkzeug sollte daher als Chance begriffen werden, wobei gleichzeitig ein hohes Mass an menschlicher Kontrolle gewahrt bleiben muss. 
Die Grundlagen für die Integration der KI in das Grundbuch sind vorhanden, doch die Umsetzung einer echten, strukturierten, koordinierten und sicheren KI-Integrationspolitik wird sicherlich noch etwas Zeit in Anspruch nehmen.
Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.
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